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iese Stellungnahme entstand im Rahmen des „Think Tanks Tandems“, einer Veranstaltungsreihe, in 
deren Rahmen sich Vertreter französischer und deutscher Think Tanks im Juli bzw. im Oktober 2016 zu 

den Themen „terroristische Bedrohung“ und „Flüchtlingskrise“ (Juli 2016) sowie zur Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU und der Europäischen Nachbarschaftspolitik (Oktober 2016) 
austauschten.

Die Terroranschläge, die im Sommer 2016 in 
Deutschland und Frankreich verübt wurden, reihen 
sich in tragischer Weise ein in die Kette der zuvor 
in Frankreich, Belgien und anderen europäischen 
Ländern verübten Attentate. Auch die Folgen der 
Flüchtlingskrise sind mehr als ein Jahr nach deren 
Höhepunkt im Herbst 2015 weiterhin deutlich zu spü-
ren. Beide Herausforderungen machen mehr denn je 
eine gemeinsame Mobilisierung unserer beiden Länder 
erforderlich, die über die begrüßenswerte instinktive 
Solidarität, die sie ausgelöst haben, hinausgeht.  

1.  Unterschiedliche Antworten in 
Deutschland und Frankreich

Die deutsche und die französische Gesellschaft waren 
von beiden Herausforderungen in unterschiedlichem 
Maße betroffen. In Frankreich stand eindeutig die 
Terrorismusbekämpfung im Vordergrund, während 
in Deutschland die Asylpolitik und die Lastenteilung 
mit den Nachbarländern bei der Verteilung von 
Flüchtlingen im Zentrum der Debatte stand. Daher gab 

es im Großen und Ganzen auch keine wirklich gemein-
same, deutsch-französische Debatte dieser Themen, 
und beide Staaten reagierten darauf aufgrund ver-
schiedener Prioritäten völlig unterschiedlich.

Frankreich steht seit den auf seinem Territorium ver-
übten Anschlägen beim Kampf gegen den islamisti-
schen Terrorismus an vorderster Front. Innenpolitisch 
hat Paris den Ausnahmezustand ausgerufen, der 
auch heute weiterhin gilt. Außenpolitisch mobili-
sierte Paris seine diplomatischen und militärischen 
Mittel für eine stärkere Bekämpfung des Terrorismus 
im Nahen Osten und in Afrika. Auch Deutschland ist 
in beiden Regionen diplomatisch und militärisch im 
Kampf gegen den Terrorismus aktiv. Insbesondere 
Deutschlands militärisches Engagement wird dabei 
allzu oft unterschätzt. Gemäß den Obergrenzen der 
jeweiligen Bundestagsmandate können über 2.000 
deutsche Soldaten an den Operationen in Syrien/Irak 
sowie in der Sahel-Region teilnehmen. Insgesamt setzt 
Berlin in seiner Anti-Terrorismus-Politik jedoch vor 
allem auf Prävention und die Arbeit der Geheimdienste.
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Auch in der Flüchtlingspolitik verfolgten Deutschland 
und Frankreich unterschiedliche Ansätze. Deutschland 
hat sich einem eher humanitären Ansatz verschrieben, 
demzufolge die Geflüchteten aus dem Nahen Osten 
und anderen Weltregionen als Opfer und nicht als 
Bedrohung einzustufen seien und somit ein Anrecht 
auf Prüfung ihres Asylantrags in Deutschland hät-
ten. Frankreich zeigte sich in Anbetracht seiner wirt-
schaftlichen, sozialen und politischen Lage dagegen 
weniger offen. Die französischen Behörden ließen 
anklingen, dass es unklug sei, massenhaft Flüchtlinge, 
zu denen auch zahlreiche Wirtschaftsflüchtlinge sowie 
einige potenzielle Terroristen gehörten, „mit offenen 
Armen“ zu empfangen. 

Durch die Ausweitung des Programms zur 
Neuansiedlung von Flüchtlingen in Frankreich und 
durch die Terroranschläge in Deutschland haben sich 
die öffentlichen Debatten allerdings einander angenä-
hert. Daher sind auch die Voraussetzungen für eine 
engere Abstimmung zwischen der französischen und 
der deutschen Regierung bei diesen Themen vorhan-
den. Folgende Vorschläge, die wir gemeinsam erarbei-
tet haben, könnten dazu einen Beitrag leisten. 

2.  Vorschläge für eine gemeinsame 
deutsch-französische Politik

In der Terrorismusbekämpfung sollten Deutschland 
und Frankreich eine gemeinsame Initiative entwi-
ckeln, die eine engere Kooperation sowohl in der Innen- 
als auch der Außenpolitik umfasst. Innenpolitisch 
kann den Terroristen hierzulande erstens nur durch 
eine verstärkte Zusammenarbeit der Polizei- und 
Sicherheitsbehörden, der Nachrichtendienste und der 
Justiz Frankreichs und Deutschlands das Handwerk 
gelegt werden. Zweitens sollte eine solche Initiative 
die Grenzen des Schengenraums in den Blick nehmen, 
wo dank der maßgeblichen Unterstützung unserer bei-
den Länder im Oktober 2016 ein von der Europäischen 
Kommission Ende 2015 vorgeschlagenes europäisches 
Grenzschutzkorps geschaffen werden konnte. Drittens 
müssen Deutschland und Frankreich ihre gemeinsamen 
Überlegungen weiter vertiefen, um soziale und politi-
sche Antworten auf die islamistische Radikalisierung 
in unseren Gesellschaften zu formulieren. Mit densel-
ben Herausforderungen konfrontiert, aber im Rahmen 
sehr unterschiedlicher politischer und administra-
tiver Systeme handelnd, können die beiden Länder 
in den Bereichen Prävention, Deradikalisierung und 
Integration sowie auch in Bezug auf die Profile und 

Biografien der Urheber der jüngsten Terroranschläge 
viel voneinander lernen. 

Außenpolitisch muss sich eine deutsch-französi-
sche Initiative auf Syrien, den Irak, Libyen und die 
Sahel-Region konzentrieren, um den IS und seine 
Metastasen zu bekämpfen. Dies kann nur durch 
Maßnahmen vor Ort geschehen. Hierbei ist es wün-
schenswert, dass Deutschland in Zukunft eine weitere 
Intensivierung seines militärischen Engagements in 
Erwägung zieht, damit unsere beiden Länder in unse-
rer unmittelbaren Nachbarschaft aktiver handeln kön-
nen. Selbstverständlich sollte ein solches Engagement 
unter einem internationalen Mandat und unter parla-
mentarischer Kontrolle erfolgen, um die Legitimität 
der Einsätze zu garantieren. 

In der Flüchtlingspolitik hat die Entwicklung der 
Situation seit dem Herbst 2015 die Voraussetzungen 
für eine stärkere Konvergenz zwischen unseren bei-
den Ländern geschaffen. Der Flüchtlingsstrom, der 
über die Türkei und Griechenland aus dem Nahen 
Osten kommt, wurde gegenüber dem Jahr 2015 durch 
verschiedene Maßnahmen (strengere Kontrollen an 
den EU-Außengrenzen, „Hotspots“ in Griechenland 
und Italien, die Schaffung des europäischen 
Grenzschutzkorps, das EU-Türkei-Abkommen) mas-
siv reduziert und auch bei der Integration der nach 
Deutschland und Frankreich eingereisten Flüchtlinge 
wurden trotz der von einem Teil der Öffentlichkeit 
empfundenen Besorgnis ermutigende Ergebnisse 
erzielt. Insbesondere Frankreich muss sich bei der 
Aufnahme von Asylbewerbern daher nun solidarischer 
gegenüber Deutschland, aber auch den übrigen offe-
neren Ländern zeigen, indem es einige Zehntausend 
Flüchtlinge aufnimmt, was für die Wirtschaft, die 
Sicherheit und die Identität eines so großen Landes 
keine Gefahr darstellt. 

3. Gemeinsame europäische Ansätze

Neben einer besseren Koordination der bilateralen 
Zusammenarbeit rufen wir Deutschland und Frankreich 
dazu auf, sich für eine Verbesserung der Instrumente 
der Europäischen Union zur Terrorismusbekämpfung 
und zur Lösung der Flüchtlingsfrage einzusetzen. 
Aufgrund der Vielschichtigkeit der Probleme kann 
nur ein gemeinsamer europäischer Ansatz langfristig 
erfolgversprechend sein.

Eine Verbesserung der sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Handlungsfähigkeit der EU1 ist 
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dabei ein wesentlicher Baustein. Aufbauend auf der 
deutsch-französischen Initiative zur Intensivierung 
der GSVP vom September 2016 sollten Berlin und 
Paris darauf hinarbeiten, dass die EU weitreichende 
Fortschritte in dieser Hinsicht beschließt. Aber 
auch darüber hinaus sollten sich Deutschland und 
Frankreich für einen weiteren Ausbau der GSVP 
engagieren. Der Brexit und die Unvorhersehbarkeit 
der Außenpolitik der neuen US-Regierung unter 
Präsident Donald Trump machen dies umso notwen-
diger. So könnte mittelfristig nicht nur über eine 
effektivere Gestaltung der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit (SSZ), sondern gar über einen 
gemeinsamen Verteidigungshaushalt nachgedacht 
werden. Zudem muss die Zusammenarbeit zwischen 
dem militärischen und zivilen Krisenmanagement der 
EU weiter verbessert werden, denn die heutigen kom-
plexen Krisen lassen sich nur im Zusammenspiel aller 
verfügbaren Instrumente lösen. 

Da sowohl die terroristische Herausforderung als 
auch die Flüchtlingsproblematik ihre Wurzeln in der 
unmittelbaren Nachbarschaft Europas haben, müs-
sen Deutschland und Frankreich dazu beitragen, 
dass die im November 2015 reformierte Europäische 
Nachbarschaftspolitik (ENP) nicht nur erfolgreich 
implementiert, sondern auch kontinuierlich fortent-
wickelt wird. Wichtig ist es, die vor allem von der 
Kommission gestaltete ENP „politischer“ zu machen. 
Berlin und Paris können in dieser Hinsicht eine 
Führungsrolle übernehmen. Auch sollte über eine 
neue Differenzierung der ENP nachgedacht wer-
den, denn die alte geografische Aufteilung in eine 
Politik gegenüber der östlichen einerseits bzw. der 

südlichen Nachbarschaft andererseits ist weitge-
hend obsolet geworden. Eine neue Einteilung der 
ENP-Partnerstaaten könnte dabei in enger gefassten 
regionalen Clustern, aber auch in Orientierung an 
der aktuellen politischen Situation erfolgen, um dem 
überkommenen „one-size-fits-all“-Ansatz entgegen-
zuwirken. Auch sollten Deutschland und Frankreich 
sich darüber einig werden, wie mit den autoritä-
ren Regimen in einigen Staaten der Nachbarschaft 
umgegangen werden soll. Der in der ENP-Reform von 
2015 vollzogene Paradigmenwechsel von einer auf 
Systemtransformation abzielenden hin zu einer stabi-
litätsorientierten ENP hat die Position einiger gegen 
Wandel resistenter Regime zuletzt deutlich gestärkt. 

***

Die terroristische Bedrohung und die Flüchtlingskrise 
sind derart große Herausforderungen, dass sie 
für die deutsch-französischen Beziehungen zur 
Belastungsprobe werden können, und zwar sowohl 
auf der Ebene der Staaten als auch auf der Ebene 
der Bürger. Dies gilt insbesondere dann, wenn es 
populistischen, europafeindlichen Akteuren in bei-
den Ländern gelingen sollte, durch die innenpoliti-
sche Instrumentalisierung beider Herausforderungen 
Abschottungsreflexe zu schüren. Die Notwendigkeit 
einer engen Zusammenarbeit ist daher heutzutage 
mehr gegeben denn je. Wenn unsere beiden Länder 
aufeinander zugehen, kann die Kooperation im 
Angesicht dieser Herausforderungen die deutsch-fran-
zösischen Beziehungen, aber auch den Zusammenhalt 
in der gesamten EU stärken. 

1.Einige unserer Vorschläge zur Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik wurden während der Tagung des Europäischen Rates im Dezember 2016 angesprochen.
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Think Tanks Tandem - Eine gemeinsame Mobilisierung  
der deutsch-französischen Thinktanks für die EU

Frühjahr 2016 - Frühjahr 2017
Die Europäische Union steckt in einer schweren Existenzkrise, die 
mit Blick auf die Schlüsselrolle Deutschlands und Frankreichs eine 
verstärkte Mobilisierung der Akteure der öffentlichen Debatte beider 
Länder notwendig macht. In Bezug auf zentrale Herausforderungen wie 
die Steuerung der WWU, die Flüchtlingskrise, die Energie- und Klima-
Strategie oder auch die militärischen Auslandseinsätze, müssen unsere 
beiden Länder unermüdlich an der Förderung von Konvergenzen arbeiten, 
die nur dann nachhaltig sein können, wenn sie von der jeweiligen 
öffentlichen Meinung mit getragen werden.

In diesem Umfeld möchten wir vorschlagen, einen Prozess von Arbeitstreffen 
ins Leben zu rufen, an denen die wichtigsten deutschen und französischen 
Thinktanks, die sich aktiv mit europäischen Problemstellungen befassen, 
teilnehmen sollten. In diesem Rahmen könnte man das Fachwissen und die 
freie Analyse der Teilnehmer sowie deren Freiheit, sich (ohne diplomatische 
Rücksichten) zu äußern, nutzen und die Spannungen abbauen, die 
den „deutsch-französischen“ Motor stottern lassen sowie bis 2017 das 
europäische Aufbauwerk erneut ankurbeln.

Ziel dieses Projekts ist es, regelmäßig und über mehrere Quartale 
hinweg ca. zwanzig deutsch-französische Thinktanks um einen Tisch zu 
versammeln, an dem sie einen vertieften Dialog führen können, der es 
ermöglicht: 
• informell und unmittelbar über die Politiken und die Zukunft der EU 

nachzudenken;
• auf der Grundlage einiger Publikationen gemeinsame Positionen zu 

beziehen;
• in Deutschland, Frankreich und ganz Europa die öffentliche 

Diskussion über die EU in Gang zu bringen.

Die mobilisierten Thinktanks sollen eine kollektive Gruppe bilden, 
die regelmäßig mit konstanter Struktur zusammen tritt und jeweils in 
Abhängigkeit der behandelten Themenfelder externe Akteure einladen kann:

• auf französischer Seite würde es sich bei den betroffenen Thinktanks 
um folgende handeln: Ifri (Cerfa), Confrontations Europe, das ECFR, 
EuropaNova, die Fondation Jean Jaurès, die Fondation Robert 

Schuman, das Institut Jacques Delors, das Institut Montaigne, das 
Institut des relations internationales et stratégiques (IRIS) sowie 
Terra Nova;

• auf deutscher Seite könnte es sich bei den mobilisierten Thinktanks 
um die folgenden Institutionen handeln: die Bertelsmann-Stiftung, 
das DFI in Ludwigsburg, die DGAP, das ECFR, die Friedrich Ebert 
Stiftung, die Heinrich Böll Stiftung, das Jacques Delors Institut-
Berlin, die Konrad Adenauer Stiftung, Polis 180, das Progressive 
Zentrum, die Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) und die 
Stiftung Genshagen.

Diese Thinks-Tanks werden ihr Sachwissen und ihre Netzwerke 
mobilisieren und seitens der deutschen und französischen Behörden, die 
zur Organisation der Begegnungen beitragen und auch an ihnen teilnehmen 
werden, eine politische, materielle und finanzielle Unterstützung erhalten.

Dieser Begegnungsprozess hat Anfang 2016 begonnen und wird sich 
dann bis zum Frühjahr 2017 fortsetzen. Im Frühjahr/Herbst 2017 stehen 
dann für die derzeitigen deutschen und französischen Regierungen 
Wahlen an. Zu diesem Zeitpunkt sollten die Bedingungen für eine 
Ankurbelung des europäischen Aufbauwerks vorliegen. 

Die Entscheidung über eine Fortschreibung des Projekts wird dann auf der 
Basis der Zwischenbilanz im Sommer 2017 fallen.

Die erste Sitzung des Think Tanks Tandem wurde am 8.-9. Juli 2016 in 
der Abtei Vaux-de-Cernay (in der Nähe von Paris) vom Institut Jacques 
Delors und Terra Nova organisiert. 

Die beiden Gesprächsrunden betrafen:

1. Die Flüchtlingskrise und die Zeit danach: Welche europäische 
Strategie in Migrations- und Asylfragen? (Zusammenfassung)

2. Bekämpfung des islamistischen Terrorismus: diplomatische, 
soziale und politische Antworten (Zusammenfassung)

Joschka Fischer, Bundesaußenminister und Vizekanzler a.D, war der 
Keynote Speaker des Abendessens zum Thema „Europa nach dem 
Britischen Votum“. 

Die zweite Sitzung wurde am 21.-22 Oktober 2016 im und beim Stiftung 
Genshagen (in der Nähe von Berlin) organisiert. 

Die beiden Gesprächsrunden betrafen:

1. Welche Zukunft für die Gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP)? (Zusammenfassung)

2. Stabilität und Sicherheit in der EU Nachbarschaft 
(Zusammenfassung)

Pierre Vimont, Botschafter, Generalsekretär des Europäischen 
Auswärtigen Diensts und Associate Fellow at Carnegie Europe Brüssels, war 
der Keynote Speaker des Abendessens. 

Die dritte Sitzung wird im Frühjahr 2017 bei der Fondation Jean Jaurès in der 
Abtei Vaux-de-Cernay (in der Nähe von Paris) organisiert.

http://www.institutdelors.eu/media/fluechtlingskrise-koenig-jdib-okt16.pdf?pdf=ok
http://www.institutdelors.eu/media/terrorismusbekaempfung-bertoncini-jdib-okt16.pdf?pdf=ok
https://soundcloud.com/jacques-delors-institute/joschka-fischer-german
https://soundcloud.com/jacques-delors-institute/joschka-fischer-german
http://www.stiftung-genshagen.de/fileadmin/Dateien/2016_Dateien/ED/TTT2016/Zusammenfassung_der_ersten_Gespraechsrunde_Thema_GSVP.pdf
http://www.dfi.de/pdf-Dateien/Veroeffentlichungen/Sonstige/TT-Tandem-deu.pdf

